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Ansprechpartnerinnen: Dörthe Hinz, dh@nds-fluerat.org
            Gerlinde Becker, gb@nds-fluerat.org

Mailverteiler: „Junge Flüchtlinge in Niedersachsen“: 
Eintragung unter: http://www.asyl.org/mailman/listinfo/juf-nds
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Minderjährigenschutz 
(im Aufenthaltsrecht)

• Einreise (Inobhutnahme durch das Jugendamt)

• Leistungen bei UMF: SGB VIII statt AsylbLG

• Handlungsfähigkeit erst ab Volljährigkeit – Vormundschafsbestellung

• Ausreise (Faktisch keine Abschiebung von unbegleiteten Minderjährigen 
§ 58 Abs. 1a AufenthG

• Keine Dublinüberstellung bei Antragstellung in der Minderjährigkeit

• Anspruch auf Nachzug beider Eltern bis zur Volljährigkeit (§ 36 Abs. 1 
AufenthG)

„Rückblick“



Lebenssituation junger Geflüchteter mit Erreichen 
der Volljährigkeit

• Kurze Voraufenthaltszeit in Deutschland

• Spracherwerb nicht abgeschlossen

• Unsichere Zukunfts- und Lebensperspektive, da aufenthaltsrechtliche 
Situation oft (noch) nicht abgesichert oder bedroht ist.

• Oftmals abrupte Beendigung der Jugendhilfe mit 18 (dann Zusammenfallen 
mit asyl- & aufenthaltsrechtl. Verschärfungen ab Volljährigkeit) 

• Häufig noch keine eigene Wohnung (Umzug in GU)

 Gesamte Lebensorganisation hängt vom Aufenthalt ab (Lebensunterhalt, 
Zugang zu Bildung/ Bildungsförderung) 

• Diskriminierungserfahrungen/ Rassismus (Wohnungsmarkt/ 
Arbeitswelt/Behörden – Bleibeperspektive) 

• Fehlende Netzwerke



I. Übergang Minderjährigkeit – Volljährigkeit 

• Volljährigkeit nach deutschem Recht: 18 

• Handlungs- und Geschäftsfähigkeit (Verfahrensfähigkeit)

 Ausnahme – Heimatrecht bestimmt spätere 
Volljährigkeit/Geschäftsfähigkeit 

• Elterliche Sorge/Vormundschaft endet (

 Ausnahme Heimatrecht 

• Minderjährigenschutz endet



• Verfahrensfähigkeit im asyl- und aufenthaltsrechtlichen Verfahren 
• Ausreisepflicht wird grundsätzlich vollziehbar
• Überstellung im Dublin Verfahren rechtlich möglich (wenn noch kein 

Asylantrag gestellt wurde) 
• Drohende EASY Verteilung bei Asylantragstellung mit Volljährigkeit – 

ohne Einschreiten der Jugendhilfe evtl. Abbruch von 
Ausbildung/Schule/Netzwerke

• Wachsamkeit geboten bei sogenannten „sicheren Herkunftsländern“
• Nicht mehr die Minderjährigkeit, sondern andere „dringende 

persönliche“ Gründe rechtfertigen Duldung
• Anspruch auf Familienzusammenführung (Eltern) endet

Übergang in die Volljährigkeit:
Was ändert sich rechtlich mit 18 Jahren?



Situation: Es geht um das Ende der Hilfe nicht um den Übergang in die formale 
Volljährigkeit, heißt:

. In der Regel sind die jungen Menschen 18-21 Jahre alt
. In der Regel es gibt keinen Vormund mehr, es sei denn das Heimatrecht gibt etwas 

anderes vor
. Sozial- und aufenthaltsrechtlich volljährig 

 Anträge auf Sozialleistungen werden durch den jungen Menschen gestellt (§ 36 
SGB I)

 Im Asyl- und Aufenthaltsrecht wird er/sie wie ein/e Volljährige behandelt, 
unabhängig vom Heimatrecht (§ 12 AsylG, § 80 AufenthG).

 Es gilt kein besonderer Abschiebungs- oder Überstellungsschutz mehr

II. Was ändert sich nun also mit dem Ende der Jugendhilfe?
 Lebensunterhaltssicherung 
 Wohnsituation – Unterbringung
 Gefahr der landesinternen Rückverteilung

Abhängig von der konkreten asyl- und aufenthaltsrechtlichen Situation 

Was heißt Ende der Jugendhilfe? 

II. Übergang aus der Jugendhilfe 



Was ändert sich mit Beendigung der Jugendhilfe?

Primat der Kinder- und Jugendhilfe endet
Unterbringung: 
• Örtliche: Gefahr der Verteilung  (§ 47 Abs. 1 AsylG/§ 15a AufenthG) – ohne 

Einschreiten der Jugendhilfe Abbruch von Ausbildung/Schule/Netzwerke?
• Umzug in eine Gemeinschaftsunterkunft bzw. Risiko der Obdachlosigkeit?

Versorgung - Lebensunterhaltssicherung muss eigenständig gesichert werden:
• Abhängigkeit vom Aufenthaltsstatus (Gesundheit!)
• Bildungszu- und -fortgang abhängig vom Aufenthaltsstatus (BAB/BaföG)

Pädagogische Unterstützung: 
• Wegfall des Unterstützungssystems und gleichzeitig fehlende Beratungsstrukturen 

an den Schnittstellen zum Aufenthaltsrecht



Versorgungslücken – Gefahren am Übergang

Aufenthaltsrecht: 
• Zuständigkeit ABH-Zuständigkeit folgt SGB VIII – Änderung der Wohnsitzauflage 

bei ABH; 

Lebensunterhalt und Unterbringung:
• Zuständigkeit Sozialamt, „wenn außerörtliche Unterbringung“ endet (§ 10a 

AsylbLG) 
• Auszahlungsrhythmus Sozialamt/Jugendamt
• Unterbringung (WGs?, GU?)

Bildung: BAB/BaföG Falle bei Aufenthaltsgestattung
• Keine BaföG/BAB-Berechtigung, wenn aber Ausbildung dem Grunde nach 

förderfähig ist 

Schule : kein flächendeckender Zugang ab 18



 

Voraussetzungen für einen gelingenden Übergang

• Ausschöpfung der Möglichkeiten innerhalb der Jugendhilfe

 Bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres: Hilfe für junge Volljährige

 Bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres: Hilfe für junge Volljährige in 
begründeten Fällen (§ 41 Abs. 1 SGB VIII)

• Vorbereitung des Übergangs und „an die Hand nehmen“ – Übergang in 
andere Systeme begleiten (Jugendhilfe = Brückenfunktion )

 Wie geht es aufenthaltsrechtlich weiter?

 Wo wird der junge Mensch wohnen, wie seinen Lebensunterhalt und 
seine (Aus)Bildung sichern

 Besteht das Risiko eines erzwungenen Umzugs (Verteilung)?



II.  Aufenthaltssicherung



      Asyl- und Aufenthaltsrecht

Aktiv werden vor 18! 

Asylantrag? 

Gesonderter Antrag ABH (§60 Abs.5,7; §25.3 AufenthG)

Integration? (Ausbildungsduldung, §25 a, b AufenthG)



Aufenthaltsperspektive Asylverfahren ?



Schutz im Rahmen 
der GFK

Asylrecht 
Art. 16a GG

Flüchtlings-
schutz nach 

GFK
§ 60 (1) 

AufenthaltsG 

Internationaler 
Schutz

Flüchtlings-
schutz nach 

GFK
§ 60 (1) AufenthG  

bzw.  § 3 AsylG 

Subsidiärer Schutz
§ 4 AsylG

§ 4 (1) 1 vor 
Todesstrafe

§ 4 (1) 2 
vor Folter

§ 4 (1) 3 vor 
bewaffneten 

Konflikten

Abschiebungs-
schutz

§ 60 (5) Schutz 
nach der EMRK 

§ 60 (7)
Nationaler Schutz

Die Schutzformen

Das Asylverfahren



  



„Sichere“ Herkunftsländer

§16a.3 GG:
Länder, „bei denen auf Grund der Rechtslage, der Rechtsanwendung und der 
allgemeinen politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, dass dort weder politische 
Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende Bestrafung oder Behandlung 
stattfindet."

Derzeitige „Sichere“ Herkunftsländer (§29a.2a AsylG): 
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, Kosovo, Mazedonien (ehem. jugoslawische 
Republik), Montenegro, Senegal, Serbien, EU-Mitgliedstaaten

Einschränkungen bei Personen aus „sicheren“ HKL:
Nach dem 31.08.2015 eingereist und Asylantrag abgelehnt = Beschäftigungsverbot
Vor dem 31.08.2015 eingereist und Asylantrag gestellt = keine Einschränkungen
Kein Asylantrag gestellt, oder zurückgezogen bevor Entscheidung erfolgte = im 
Ermessen der ABH; kann auch zu einem Beschäftigungsverbot führen.



Schutzformen

Schutz
(AufenthG) 

Aufenthaltserlaubnis
Gültigkeit Familiennachzug Leistungszugang

Asylberechtigung 
(§25.1)
Flüchtlingseigenschaft
(§25.2)

3 Jahre Sofort

● Verlängerung möglich
● NiederlassungE nach 3-5 Jahren (an 

Konditionen gebunden)

Subsidiärer Schutz
(§25.2)

1 Jahr eingeschränkt
● Verlängerung möglich (+ 2 Jahre)
● NiederlassungE nach 5 Jahren (an 

Konditionen gebunden)

Abschiebungsschutz
(§60(7), §60 (5))

1 Jahr
Kein Anspruch 
auf 
Fam.nachzug

● Verlängerung möglich
● NiederlassungE nach 5 Jahren (an 

Konditionen gebunden)

Leitfaden: https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/

https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/


Entscheidungen des BAMF

(Teil-)Positiv Negativ

Flüchtlingseigenschaft/ Asyl Einfach unbegründet

Subsidiärer Schutz Offensichtlich unbegründet (OU)

Abschiebungsverbot Unzulässig



Rechtsmittel

Klage einreichen

Klage gegen den ablehnenden Bescheid des BAMF

Zustellung des Bescheids an den Vormund (ggfs. Anwalt) 
→ ACHTUNG: Fristversäumnisse des Vormunds werden dem Minderjährigen voll zugerechnet!

Bei negativer Entscheidung:
● Rechtsmittelfrist beachten (Rechtsmittelbelehrung hängt an Bescheid an)
● Kontakt zur Beratungsstelle aufnehmen
● Anwalt einschalten
● Fristwahrend Klage einreichen!

Bei teilpositiver Entscheidung
● Bescheid überprüfen, Chancen auf höherwertigen Schutz prüfen
→ (langfristige) Folgerechte bei höherwertigem Schutz (z.B. Elternnachzugsrecht)

● Ausführliche Begründung (mind. 4 Wochen nach Klage) 
→ Rechtsvertretung!



● Klageverfahren vor dem Verwaltungsgericht (VG)
● Kein Rechtsanwaltszwang, fachkundiger RA 

aber angeraten!
● Gerichtskostenfrei; Rechtsanwaltskosten
● Einreichen der Klage innerhalb Klagefrist (1 oder 2 Woche(n))
● Schriftlich in 2-facher Ausfertigung + BAMF-Bescheid; oder mündlich in 

Rechtsantragsstelle des VG
● Prozesskostenhilfe-Antrag (bei Bevollmächtigung Rechtsanwalt)

Rechtsmittel

Das Klageverfahren

Rechtsmittel



● Anhörungsprotokoll und BAMF-Bescheid gegenlesen
→ Stichworte: Detailarmut, nicht glaubwürdig, widersprüchlich, ...?

● „Was wäre, wenn …“ – Folgen bei einer Rückkehr
● Einwände des BAMF 

a) identifizieren
b) auflisten
c) widerlegen
d) Fehler (bei der Übersetzung, Protokollierung) aufzeigen, entkräfen und 
verschriflichen

● Individueller Teil: individuelle Fluchtgeschichte darlegen
● Allgemeiner Teil: Länderrecherche, aktuelle Berichte (hier ist auch das VG in 

Amtsermittlungspflicht)
● → ecoi.net, asyl.net, https://www.fluechtlingshilfe.ch/herkunftslaender.html

●   Positive Gerichtsurteile mit ähnlicher Konstellation einbeziehen 
(https://www.asyl.net/recht/entscheidungsdatenbank/)

Rechtsmittel

Die Klagebegründung

https://www.fluechtlingshilfe.ch/herkunftslaender.htm


● Ggf. in Anhörung „Gefühl“, wie die Sache gelaufen ist

● Meist am Ende des Tages Entscheidung

● Urteil kann oft am nächsten Tag tel. erfragt werden

● Urteil wird schriftlich (wenige Wochen) zugestellt

● Gegen die Entscheidung kann Antrag auf Zulassung der Berufung 
beim OVG gestellt werden (Rechtsanwaltszwang, 1-Monatsfrist)

Rechtsmittel

Das Urteil



Entscheidung des BAMF

 
Asylverfahren (Aufenthaltsgestattung oder Ankunftsnachweis)

Ablehnung:

Duldung oder 
Aufenthaltsgestattung

Ausreise/Abschiebung

 
 erfolgreiche Klage
 erfolgreicher Folgeantrag

Anerkennung:

Aufenthaltserlaubnis

Niederlassungserlaubnis:

unbefristeter Aufenthalt

3-5 Jahre



Aufenthaltssicherung außerhalb des Asylverfahrens



I. Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

Aufenthaltsrechtliche Perspektiven



● Vier Jahre ununterbrochener Aufenthalt in Deutschland

● „Erfolgreicher“ Schulbesuch/ Erwerb eines anerkannten Schul- oder 
Berufsabschlusses

● Einreise mit max. 16/ Antragstellung mit max. 20 Jahren 

● Lebensunterhaltssicherung durch Erwerbstätigkeit

● Erfüllung der Passpflicht (Regelfall)

● Positive Integrationsprognose 

● Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen Grundordnung

Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

Erteilungsvoraussetzungen



● Vier Jahre ununterbrochener Aufenthalt

● Geduldete, Gestattete oder erlaubte Aufenthalte

● Kurzfristige Unterbrechungen von bis zu 3 Monaten i.d.R. unschädlich 
→ vorab die ABH informieren!

● Längere Unterbrechungen
→ Notwendigkeit der Ausreise?
→ Vorabzustimmung durch die ABH?

Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

Anrechnung der Voraufenthaltszeit



Jede staatlich anerkannte Schulform und Berufsausbildung 

● „Erfolgreich“= bisherige schulische Leistungen, Regelmäßigkeit des 
Schulbesuchs, die Versetzung sowie Arbeits- und Sozialverhalten, zusätzliches 
Engagement

Bei unverschuldeten kürzeren Schulbesuchszeiten/ unentschuldigten Fehlzeiten:

● Berücksichtigung möglich (Bsp. EAE, unzureichende Schulplätze oder Personal, 
herausragende schulische Leistungen)
→ ausführlich darlegen, ggf. unterstützt durch schulische Stellungnahme*

*Schule darf sich nur auf Bitte der Antragstellenden äußern! Sie darf keine Prognosen auf Bitte der ABH 
erstellen!

Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

„Erfolgreicher“ Schulbesuch/ -abschluss



● Lebensunterhalt inkl. Krankenversicherungsschutz muss gesichert sein

● ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel
→ Ausnahme: schulische/ berufliche Ausbildung oder Hochschulstudium 

● LUS wird während des Schulbesuchs, Studium oder Ausbildung nicht 
verlangt
→ bei Verlängerung der AE wieder relevant!

Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

Lebensunterhaltssicherung



● Erfüllung der Passpflicht (Regelfall)

● Ausweisersatz befreit nicht von der grds. Pflicht, einen Pass zu beschaffen

● Ggf. vorab Zusicherung durch ABH einholen, dass bei Passvorlage AE 
erteilt wird

Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

Erfüllung der Passpflicht



● Berücksichtigung wirtschaftlicher, sozialer und rechtlicher Aspekte; 
bisherige Lebensverhältnisse und Ausbildung

● erfolgreicher Schul-/ Ausbildungsabschluss oder erfolgreicher Eintritt ins 
Berufsleben; Sprachkenntnisse, fester Wohnsitz.

● soziale Bindungen und Bezüge

● Ehrenamtliches Engagement und Vereinstätigkeiten

● Straftaten?

→ ausführlich darlegen, Stellungnahmen und Briefe hilfreich

Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

Positive Integrationsprognose



● Arbeitshilfe für Beraterinnen und Berater des Paritätischen Gesamtverbandes: 
Die Bleiberechtsregelungen gemäß §§ 25a und b des AufenthaltG und ihre Anwendung

● „Aufenthaltsverfestigung“ unter Materialien für die Beratung (Flüchtlingsrat Nds.)

Literaturhinweise Bleiberechtsregelungen

Bleiberechtsregelung § 25a AufenthG

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/2017-11-13_bleiberecht-2017_web.pdf
https://www.nds-fluerat.org/themen/aufenthaltsverfestigung/


II. Duldung zum Zwecke der Ausbildung (3+2 Regelung)

Anspruch, sofern Voraussetzungen erfüllt sind:
● qualifizierte Berufsausbildung: 
→ mind. 2 Jahre Ausbildungsdauer (§ 6 Abs. Beschäftigungsverordnung)
→ Betriebliche oder schulische staatl. Anerkannte Ausbildung
● Ausbildungsvertrag liegt vor
● Beschäftigungserlaubnis durch ABH

Darauf aufbauend:
Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete
● Abgeschlossene Ausbildung (mind. 2 Jahre)
● LUS durch Arbeit im Ausbildungsberuf

Die „Ausbildungsduldung“



Ermessensduldung § 60a Abs. 2 Satz 3 
„aus dringenden humanitären oder persönlichen Gründen“
→ berufsvorbereitende Maßnahmen, sofern ein Ausbildungsvertrag vorliegt (z.B. Schulbesuch, EQ)
→ auch bei mehrmonatigem Vorlauf

Duldung zu Ausbildungszwecken, § 60 a Abs. 2 Satz 4
Duldung für den Ausbildungszeitraum

→ Qualifizierte Berufsausbildung (Voraussetzung: Beschäftigungserlaubnis) 

Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete, § 18a AufenthG
- Abgeschlossene Ausbildung (mind. 2 Jahre) und
- LUS durch Arbeit im Ausbildungsberuf, Wohnraum, keine Täuschung, keine Straftaten über 50/90 TS

Weitere Ausführungen: 
Erlass BMI vom 30.5.17 zur Duldungserteilung nach § 60aAufenthG (mit Hinweisen Nds.vom 27.9.17)

Die „Ausbildungsduldung“

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/09/ERLASS-AAH-BMI-Duldung-mit-Regelungen-NI.pdf


Möglichkeiten des Aufenthalts – Außerhalb des Asylverfahrens

III. Aufenthaltserlaubnis nach § 25.5 AufenthG

Aufenthaltserlaubnis, weil die Ausreise aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
unmöglich ist.

● Vollziehbare Ausreisepflicht/Duldung erforderlich
● Straffreiheit
● Länge des Aufenthalts

→ Bsp. Ehe oder Verpartnerung mit einer Person, die nicht abgeschoben werden darf, 
Staatenlosigkeit, Reiseunfähigkeit, unverschuldete Passlosigkeit-

→ Soll erteilt werden: ab 18 monatiger unverschuldeter Unmöglichkeit der Abschiebung

Nds Erlass (übertragbare Rechtsauslegung) setzt § 25 (5) I.V.m. Art. 8 EMRK: Recht auf 
Achtung des Privatlebens (d.h. alle wichtigen persönlichen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen)
z.B.: 
● Verwurzelung in Deutschland: Soziale, gesellschaftliche und wirtschaftliche Integration
● Fehlende Bezüge ins HKL – Wiedereingliederung?



IV. Härtefallverfahren nach § 23a AufenthG

Aufenthaltsrechtliche Perspektiven



„Die Kommission soll Ausländern eine letzte Chance auf einen 
legalen Aufenthalt in Deutschland ermöglichen. Daher sind vor der 
Eingabe bei der Härtefallkommission zunächst alle übrigen 
Möglichkeiten, eine Aufenthaltserlaubnis nach dem AufenthG zu 
erhalten, auszuschöpfen.“

Härtefallantrag nach § 23a AufenthG

Aufenthaltsrechtliche Perspektiven



Erteilungsvoraussetzungen

Härtefallantrag (§23a AufenthG)

● Person ist vollziehbar ausreisepflichtig 
→ (i.d.R. Duldung, aber auch Verlust der vorherigen AE z.B. durch Trennung, 
GÜB oder gar keine Dokumente)

● Atypische, besondere Härte

● Verwurzelung in DE 
→ Integrationsleistungen und soziale Bindungen
→ Nachweis von Sprachkenntnissen
→ Arbeit oder Perspektive auf LUS 

● Die Person hält sich im Bundesgebiet auf

● Der Aufenthaltsort ist der ABH bekannt

grds. nachrangig zum Aufenthaltsrecht → HFK wird nicht tätig, wenn eine AE nach 
Aufenthaltsrecht gewährt werden kann



Härtefallantrag (§23a AufenthG)

Formalitäten und erforderliche Unterlagen

● Formloses Schreiben oder Formular für Härtefalleingabe
→ Vorlage unter www.hfk.niedersachsen.de
→ Word-Version verwenden!

● Einverständniserklärung zur Datenverarbeitung und -weitergabe

● Bei Bevollmächtigungen: Vertretungsvollmacht hinzufügen und persönliche 
Daten der/des Bevollmächtigen angeben.
→ kann jede*r sein
→ sollte die betroffene(n) Person(en) und ihr Alltagsleben, ihre sozialen 
Kontakte und Aktivitäten gut kennen.

● Stellungnahmen, persönliche Briefe usw.
→ Namen, Datum, Adresse, Adressen und (wenn vorhanden) mit Eingabe-
Nummer
→ jederzeit im laufenden Verfahren nachreichbar.

http://www.hfk.niedersachsen.de/


Hinweis: Bei UMF bzw. während stationärer 
Jugendhilfe werden die Leistungen über das KJHG 
finanziert



III. Neue Leistungssysteme

→  Aufenthaltstitel und Leistungsanspruch

Wo kann ich wohnen?
 Finanzielle Unterstützung 
während meiner Ausbildung ?

Welche Behörden sind jetzt zuständig ?



Wenn ein individueller sozialpäd. Hilfebedarf festgestellt 
wird und der/die Leistungsempfänger/in mit den Mittel 
der Jugendhilfe noch beeinflussbar ist, dann hat die 
Jugendhilfe den Vorrang vor anderen 
Sozialleistungsträgern.



Leistungen zum Lebensunterhalt

Welche Leistungen erhalten Flüchtlinge und welcher Träger ist zuständig?

• Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

• Für die Auszahlung ist das Sozialamt zuständig.

• keine Leistungen nach dem SGB II und

somit kein Kunde des Jobcenters

Flüchtlinge im Asylverfahren:Flüchtlinge im Asylverfahren:



                Nach 15 Monaten  in Deutschland (Aufenthaltsgestattung und Duldung)

 Leistungen nach § 2 AsylbLG analog dem SGB XII, dem Zwölften Sozialgesetzbuch, das 
die Sozialhilfe regelt. 

→ Diese Umstellung muss für Flüchtlinge mit Aufenthaltsgestattung automatisch erfolgen. 

Beachte: Falls das Sozialamt diese Umstellung nicht automatisch gemacht haben sollte und 
Sie deshalb länger als 15 Monate Grundleistungen erhalten haben, können Sie rückwirkend 
eine Nachzahlung der Leistungen nach § 2 AsylbLG beantragen (Antrag auf Überprüfung 
eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes, auch wenn er unanfechtbar geworden ist, gemäß § 
44 SGB X).



Leistungen zum Lebensunterhalt

Welche Leistungen erhalten Flüchtlinge und welcher Träger ist zuständig?

Leistungen zum Lebensunterhalt nach SGB II und                               
Arbeitsmarktförderung durch Jobcenter

→ Übergang vom SGB VIII/AsylbLG ins SGB II

Anerkannte Flüchtlinge oder i.d.R. andere Flüchtlinge mit 
Aufenthaltserlaubnis:
Anerkannte Flüchtlinge oder i.d.R. andere Flüchtlinge mit 
Aufenthaltserlaubnis:



Überblick über die Zuständigkeit der Regeldienste

 
Aufenthaltspapier Leistungen Arbeitsförderung

Aufenthaltsgestattung  
Ankunftsnachweis

Duldung (§ 60a AufenthG)

AE § 23 Abs. 1 (wg. Krieg im Heimatland)

AE § 24 
AE § 25 Abs. 4 S. 1 
AE § 25 Abs. 4a und 4a
AE § 25 Abs. 5, wenn erstmalige Erteilung der 
Duldung kürzer als 18 Monate  

Sozialamt
(Leistungen nach AsylbLG)

Agentur für Arbeit
(nach SGB III)

Aufenthaltserlaubnis

AE § 22

AE § 23 Abs. 1 und 2 

AE § 23a 

AE § 25 Abs. 4 S 2 

AE § 25 Abs. 1 bis 3

AE § 25 a und b

AE § 25 Abs. 5, wenn Erteilung der Duldung 
länger als 18 Monate

Jobcenter
(nach SGB II)

Jobcenter
(nach SGB II)



SGB VIII SGB II SGB III AsylblG

Aufenthalts-
gestattung

Ja, Status-
unabhängig

Nein Abh. von 
versch. 
Faktoren

Ja

Aufenthalts-
erlaubnis (AE)

Ja, Status-
unabhängig

Ja, außer bei 
§25 Abs. 4, 5 
AufenthG

Abh. von 
versch. 
Faktoren

Nein, außer 
bei §25 Abs. 4, 
5 AufenthG

Duldung Ja, Status-
unabhängig

Nein Abh. von 
versch. 
Faktoren

Ja

Wichtige Arbeitshilfen:

Soziale Rechte für Flüchtlinge, Paritätischer Gesamtverband

Leitfaden für Flüchtlinge, Flüchtlingsrat Niedersachsen

Leistungszugang

http://www.migration.paritaet.org/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1491213182&hash=25fbc88f111852ded36c7f328fdc376f147d4591&file=/fileadmin/dokumente/Migration/sozialleistungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.pdf
http://www.migration.paritaet.org/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1491213182&hash=25fbc88f111852ded36c7f328fdc376f147d4591&file=/fileadmin/dokumente/Migration/sozialleistungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.pdf
http://www.migration.paritaet.org/index.php?eID=tx_nawsecuredl&u=0&g=0&t=1491213182&hash=25fbc88f111852ded36c7f328fdc376f147d4591&file=/fileadmin/dokumente/Migration/sozialleistungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.pdf
https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/


Integra-
tionskurs

ESF-BAMF 
Kurs

BAB / BAföG BVB, AbH, 
ASA

PerJuF

Aufenthalts-
gestattung

Z.Zt. nur: 
Eritrea, Irak, 
Iran, Syrien 
und Somalia

Arbeitsmarkt-
zugang, 
A1+TN ESF-
Programm

BAB: 
Kom
plex

BAföG:
Fast 
nie

Bleibeperspekt
ive + 3 Monate 
Voraufenthalt

Bei Arbeits-
marktzugang

Aufenthalts-
erlaubnis (AE)

Anspruch 
oder zum. 
bei freien 
Plätzen

Bei IK und 
Meldung als 
Arbeitssuchen
d

Je nach Status 
nach 0 – 15 
Monaten 
Voraufenthalt

i.d.Regel Ja i.d.Regel Ja

Duldung Nur bei 
Ermessens-
duldung

Arbeitsmarkt-
zugang, 
A1+TN ESF-
Programm

Nach 15 
Monaten

ASA/
AbH: 
12 M.

BVB 
nach 
6 J.

Bei Arbeits-
marktzugang

Maßgeblich: Status, Voraufenthaltsdauer, Bleibeperspektive

Details unter: www.einwanderer.net oder www.esf-netwin.de

Nachfragen z.B. bei IvAF-Projekten:
http://tuerantuer.de/images/aktuelles/Gesamtliste_IvAF/GESAMTLISTE_IvAF_ESF.pdf

Bildungsförderung

http://www.einwanderer.net/
http://www.esf-netwin.de/
http://tuerantuer.de/images/aktuelles/Gesamtliste_IvAF/GESAMTLISTE_IvAF_ESF.pdf
http://tuerantuer.de/images/aktuelles/Gesamtliste_IvAF/GESAMTLISTE_IvAF_ESF.pdf
http://tuerantuer.de/images/aktuelles/Gesamtliste_IvAF/GESAMTLISTE_IvAF_ESF.pdf


Gute Bleibeperspektive laut BMI und BA bei folgenden fünf 
Herkunftsländern:

Syrien

Der Irak

Der Iran

Eritrea

Somalia

Beim Zugang zu SGB-Förderinstrumenten und BAföG differenziert die 
BA zwischen Asylsuchenden aus einem Land mit guter und schlechter 
Bleibeperspektive.

Nirgendwo im Gesetz sind diese fünf Länder benannt 

Gute versus schlechte Bleibeperspektive



Anspruch nach Aufenthaltstitel

Lebensunterhalt und Ausbildung-  BAföG und BAB 

BAföG BAB

Aufenthalts-
gestattung

5 Jahre Voraufenthalt und eigene 
Erwerbstätigkeit bzw. 
Erwerbstätigkeit der Eltern in D.

Nach 15 Monaten 
Voraufenthalt, 
wenn eine gute 
Bleibeperspektive 
besteht.

Kein Zugang, bei 
fehlender 
Bleibeperspektive

Aufenthalts-
erlaubnis (AE)

Bei vielen AE 
sofort: z.B. §25 
Abs. 1 und 2

Bei best. AE
nach 15 
Monaten: Z.B. 
§25 Abs, 3-5

Bei vielen AE 
sofort: Z.B. §25 
Abs. 1 und 2

Bei best. AE
nach 3 Monaten: 
Z.B. §25 Abs 3-5

Duldung Nach 15 Monaten Voraufenthalt Nach 15 Monaten Voraufenthalt



SGB II - AsylbLG / BAB/ BAföG Falle

- Es besteht z.T. kein SGB II und AsylblG Anspruch, wenn die Person in einer 
grundsätzlich förderfähigen Ausbildung ist

- Jugendhilfeanspruch besteht jedoch

- Problem der Lebensunterhaltssicherung, wenn die Mindestaufenthaltszeiten für 
BAföG/BAB noch nicht erreicht wurden und die Leistungen (AsylblG/SGB II) 
entzogen werden können

Lösungsmöglichkeiten:

- Sozialamt-Härtefallantrag/Darlehen, SGB VIII (z.B. Hilfen für junge Volljährige), 
Arbeit neben der Ausbildung, Stipendien- und Förderprogramme, 
(Wohngeld/Kindergeld)

Lebensunterhalt und Ausbildung - BAföG und BAB 



→ Antrag auf Berufsausbildungsbeihilfe herkunfslandunabhängig stellen

im Falle einer Ablehnung eines BAB-Antrages oder anderen Form der  Ausbildungsförderung

 

Berufausbildungsbeihilfe

→ Antrag auf Härtefallleistungen gem. § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB XII
 - wenn kein BAB/Bafög gezahlt wird
 - zu wenig zur LUH

Sozialamt muss den Antrag annehmen und einen schriftl. Bescheid erstellen

In einzelnen Bundesländern: 
(Neue) Erlasse zur Schließung der Förderlücke(n)

Übersicht: 
https://www.asyl.net/view/detail/News/uebersicht-behoerdenpraxis-und-rechtsprech
ung-zur-luecke-bei-der-ausbildungsfoerderung/

 

ggfs. klagen

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2019/01/Erlass-MI-Schlie%C3%9Fung-F%C3%B6rderl%C3%BCcken-20190114.pdf
ttps://www.asyl.net/view/detail/News/uebersicht-behoerdenpraxis-und-rechtsprechung-zur-luecke-bei-der-ausbildungsfoerderung/
ttps://www.asyl.net/view/detail/News/uebersicht-behoerdenpraxis-und-rechtsprechung-zur-luecke-bei-der-ausbildungsfoerderung/


Wo gewohnt werden kann, hängt vom jeweiligen Aufenthaltsstatus und den 
Landesaufnahmegesetzen sowie der kommunalen Praxis ab.

P: Wohnsitzauflage 
Aufhebung oder Abänderung beantragen
Auflage der Ausländerbehörde in einer GU leben zu müssen – 
- Abänderung der Wohnauflage beantragen und/oder 
- private Wohnsitznahme beantragen.

->Antrag auf Übernahme der Kosten für Privatwohnung – Sozialamt/Jobcenter.

P: Landesspezifische Probleme: Unterbringung in Obdachlosenunterkünften?

P: Wohnungsnot in Ballungsräumen und Diskriminierungserfahrungen auf dem 
Wohnungsmarkt

Lösungsidee? Welche positiven Beispiele kennt Ihr, was hilft?

Wohnen – zwischen Anspruch und Realität



Problem der sog. EASY Verteilung (aber auch Wohnsitzauflage), wenn der 
Asylantrag erst mit Beendigung der Jugendhilfe gestellt wird. 

Bis zur Beendigung der Jugendhilfe
 
 sind die jungen Menschen vor der Verteilung nach EASY geschützt
 Muss eine mögliche Wohnsitzauflage in Einklang mit dem jugendhilferechtlichen 

Bedarf/Zuständigkeit erfolgen (rechtlich nicht eindeutig geregelt)
 ist die Jugendhilfe bei Erteilung einer Wohnauflage maßgeblich, wenn die Person 

im Asylverfahren anerkannt wurde (§ 12a Abs. 5 Nr. 2a AufenthG ausdrücklich)

Was passiert also, wenn ein Asylantrag erst nach Beendigung der Jugendhilfe gestellt wird oder 
der Lebensunterhalt nicht gesichert ist?

 Gefahr der EASY Verteilung
 Gefahr der Erteilung einer Wohnauflage, die nicht die konkrete Situation des Betroffenen 

berücksichtigt 



Lösungsidee:

EASY:
 
- Asylantrag vor Beendigung der Jugendhilfe stellen
- frühzeitig mit der zuständigen Behörde in Kontakt treten und Situation darlegen, - 
Runde Tische und Kooperation

Wohnsitzauflage: Frühzeitig mit der Ausländerbehörde in Kontakt treten, Situation 
darstellen, in Zw. Wohnsitzauflage beantragen (?), Abänderung einer erteilten 
Wohnsitzauflage – Hilfestellung für den jungen Menschen

Problem der sog. EASY Verteilung (aber auch Wohnsitzauflage), wenn 
Asylantrag erst nach Beendigung der Jugendhilfe gestellt wird



   Was sollte beim Übergang berücksichtigt werden? 

• Frühzeitige aufenthaltsrechtliche Perspektivplanung (vor 18. Geb.!)
- Keine Bewertung von Fluchtgründen (parteiische Haltung)

• Vermeidung von (Aus-)Bildungsabbrüchen
- Einbeziehung von Lehrkräften und Pädagog/innen, um Ressourcen im 

Bildungssystem zu nutzen; pädagogische und fachliche 
Ausbildungsbegleitung

- Qualifizierung zu möglichen Förderinstrumenten 
- Sensibilisierung für „erzwungene“ Bildungsverläufe

●  Selbstorganisation und das Wissen um eigene Rechte stärken 
Transparenz und Förderung der Selbstbestimmung über Beteiligung im     
Übergang: Vorbereitung auf fehlende zentrierte Unterstützung

●  Vermeidung von Versorgungslücken  
●  Vernetzung

 Tipp: „Checkliste“: Was muss vor Beendigung geschehen) z.B. 
BumF e.V.: https://b-umf.de/p/checklisten-fuer-den-uebergang/

Vorbereitung des Hilfeendes 

https://b-umf.de/p/checklisten-fuer-den-uebergang/


Fachkraft Einrichtung: 

„Ich glaube eine Voraussetzung ist ein Gefühl der Sicherheit. Zu wissen, ich 
bin jetzt irgendwo angekommen, wo ich in einem Netz bin, das trägt. Seien es 
jetzt wirklich nur so die Rahmenbedingungen wie Wohnung, einigermaßen 
gesicherter Lebensunterhalt und bestimmte Kontakte. […]

 Das hängt glaube ich auch damit zusammen, dass man bestimmte Dinge geübt 
hat und auch positive Erfahrungen gemacht hat. So eine Selbstwirksamkeit 
festgestellt hat, wenn ich jetzt dies und das tue, dann schaffe ich das auch 
alleine und ich brauche nicht jemanden, der mich an die Hand nimmt. Und 
wenn man da genug Erfahrungen gemacht hat, dann geht es auch 
irgendwann alleine.“



Auf unserer Homepages finden Sie zahlreiche Arbeitshilfen und Materialien zu 
verschieden Themenschwerpunkten

Flüchtlingsrat Niedersachsen: www.nds-fluerat.org
Materialien mit Bezug zu UMF und Jungen Volljährigen

Bundesfachverband umF e.V.: www.b-umf.de 

Weitere Links/Übersichtsseiten:

 www.asyl.net
 www.fluechtlingshelfer.info
 www.einwanderer.net
 www.kiwa-umf.de

Materialien

https://www.nds-fluerat.org/infomaterial/materialien-fuer-die-beratung/
http://www.nds-fluerat.org/
https://www.nds-fluerat.org/infomaterial/materialien-fuer-die-beratung/#arbeitshilfen-umf
http://www.asyl.net/
http://www.fluechtlingshelfer.info/
http://www.einwanderer.net/
http://www.kiwa-umf.de/
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